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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ee 


Inhalt: Kirchengeſetz, betreffend Abänderung der Kirchengeſetze vom 22. Dezember 1870 und vom 5. Juli 
1876, betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
S. 329. — Kirchengeſetz, betreffend Abänderung der Emeritirungsordnung für die evangeliſch⸗ 
lutheriſche Kirche der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873, S. 330. — Verordn ung, betreffend 
die Errichtung eines Amtsgerichts in Jutroſchin, S. 332. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz 
vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden c., 
©. 333. 


(Nr. 8880.) Kirchengeſetz, betreffend Abänderung der Kirchengeſetze vom 22. Dezember 1870 
und vom 5. Juli 1876, betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 28. Juni 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Abänderung der Kirchengeſetze vom 22. Dezember 1870 und 5. Juli 
1876, betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover, mit Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 

Einziger Artikel. 

Für Städte, deren ortsanweſende Bevölkerung nach der jeweilig letzten 
allgemeinen Volkszählung mehr als 10 000 Seelen beträgt, und für die Ortſchaft 
Linden werden die im §. 5 des Pfarrwahlgeſetzes und im Kirchengeſetze vom 
5. Juli 1876 enthaltenen, auf die Einkommen- und Altersklaſſen bezüglichen 
Beſtimmungen durch die Vorſchrift erſetzt, 

„daß auf Pfarrſtellen von mehr als 3 600 Mark Jahresertrag nur 
Geiſtliche oder Kandidaten, welche das 35. Lebensjahr zurückgelegt 
haben, ſollen gewählt werden dürfen.“ 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 28. Juni 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Goßler. 
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Ausgegeben zu Berlin den 17. Juli 1882. 
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(Nr. 8881.) Kirchengeſetz, betreffend Abänderung der Emeritirungsordnung für die evangelifch- 
lutheriſche Kirche der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873. Vom 
30. Juni 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Abänderung der Emeritirungsordnung für die evangeliſch-lutheriſche 
Kirche der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873, mit Zuſtimmung der Landes⸗ 
ſynode, was folgt: 


Artikel 1. 


Die nach $. 5 der Emeritirungsordnung zugelaſſene Erhöhung des Ruhe⸗ 
gehalts kann bis zum Betrage von 1800 Mark erfolgen. 


Artikel 2. 


In die anrechnungsfähige Dienſteinnahme derjenigen Geiſtlichen, welche 
nach Erlaß dieſes Geſetzes angeſtellt oder auf eine andere Stelle verſetzt werden, 
ſind auch ſolche Gehaltszulagen einzurechnen, welche weder auf Dienſtzeit ($. 7 
Abſ. 4 der Emeritirungsordnung) noch auf Dauer einer aus den Pfarreinkünften 
zu leiſtenden Abgabe (Art. 1 des Kirchengeſetzes vom 2. Februar 1876, betreffend 
Abänderung der Emeritirungsordnung) bewilligt find, deren Bezug aber nach 
Ermeſſen der Kirchenregierung auf ſo lange und in dem Umfange, als nicht 
anderweiter Erſatz eintritt, als ein dauernder anzunehmen iſt. 


Artikel 3. 


Die Verpflichtung des Dienſtnachfolgers zur Auszahlung eines Viertels der 
anrechnungsfähigen Dienſteinnahme an den in Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen 
($. 12 Abſ. 1 der Emeritirungsordnung) wird für diejenigen Fälle, in welchen 
die Emeritirung nach Erlaß dieſes Geſetzes erfolgt iſt, auf den Zeitraum von 
ſechs Jahren vom Tage der Emeritirung an feſtgeſtellt. Soweit die Zahlungs 
pflicht nach bisheriger Ordnung vor Ablauf der ſechs Jahre (vergl. auch $. 8 
Abſ. 1 der Emeritirungsordnung) endigen würde, iſt die Reſtzahlung an den 
Emeritirungsfonds zu leiſten. Dagegen tritt der Emeritirungsfonds nach Ablauf 
der ſechs Jahre in die Zahlungspflicht des Dienftnachfolgers ein. Zur Erfüllung 
dieſer Zahlungspflicht find alle dem Emeritirungsfonds zufallenden Reſtzahlungen 
zu reſerviren und nach Bedarf zu verwenden, demnächſt die ſonſtigen Kapitalien, 
welche nach Erlaß dieſes Geſetzes bei dem Emeritirungsfonds angeſammelt und 
nicht inzwiſchen wieder verausgabt ſein ſollten. Reichen auch dieſe nicht aus, ſo 
wird das Landeskonſiſtorium ermächtigt, den durch Beiträge der Bezirksſynodal— 
kaſſen aufzubringenden Zuſchuß zum Emeritirungsfonds (Art. 4) für das be⸗ 
treffende Jahr nach Bedarf zu erhöhen. 
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Artikel 4. 


Die jährliche Abgabe an den Emeritirungsfonds ($. 14 Nr. 1 der Emeri- 
tirungsordnung) wird für alle nach Erlaß dieſes Geſetzes angeſtellten oder auf 
eine andere Stelle verſetzten Geiſtlichen um 1 des bisherigen Betrages und von 
demſelben Zeitpunkte an der Geſammtbetrag des durch Beiträge der Bezirks⸗ 
ſynodalkaſſen aufzubringenden jährlichen Zuſchuſſes auf 30 Mark für jede in 
der Landeskirche der Provinz vorhandene Pfarr- oder ſtändige Pfarrgehülfenſtelle 
erhöht. 

Artikel 5. 


Diejenigen vor Erlaß dieſes Geſetzes angeſtellten abgabepflichtigen Geiſtlichen, 
welche binnen einer vom Landeskonſiſtorium vorzuſchreibenden Friſt die Erklärung 
abgeben, daß fie die im Artikel 4 feſtgeſetzte erhöhte Abgabe von ihrer anrechnungs⸗ 
fähigen Dienſteinnahme (vergl. auch Art. 2) von Erlaß dieſes Geſetzes an 
übernehmen wollen, werden hinſichtlich des demnächſt zu beanſpruchenden Ruhe⸗ 
gehalts den erſt nach Erlaß dieſes Geſetzes angeſtellten Geiſtlichen gleichgeſtellt. 
Geiſtliche, welche dieſe Erklärung nicht abgeben, haben, wenn ſie nach Erlaß 
dieſes Geſetzes auf eine andere Stelle verſetzt werden, eine einmalige Abgabe an 
den Emeritirungsfonds zu entrichten, deren Betrag der Summe der jährlichen 
Beiträge gleichkommt, welche der betreffende Geiſtliche zu zahlen gehabt hätte, 
wenn er die vorſtehend erwähnte Erklärung abgegeben hätte. Auf dieſe einmalige 
Abgabe finden die im $. 14 Nr. 2 der Emeritirungsordnung getroffenen Be— 
ſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 


Artikel 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1882 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 30. Juni 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Goßler. 


(Nr. 8881-88829) 
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(Nr. 8882.) Verordnung, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in Jutroſchin. Vom 
1. Juli 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 21 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 (Geſetz-Samml. S. 230), was folgt: 


ST 


In der Stadt Jutroſchin wird ein Amtsgericht errichtet. Der Bezirk des⸗ 
ſelben wird aus den Stadtbezirken Jutroſchin und Dubin ſowie aus dem Polizei⸗ 
diſtrikt Jutroſchin des Kreiſes Kröben gebildet. 


8. 25 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1883 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Bad Ems, den 1. Juli 1882. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. Lucius. 
Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 9. November 1881 „betreffend 
den Bau und Betrieb einer normalſpurigen Eiſenbahn untergeordneter 
Bedeutung von Remſcheid nach Feld durch die Bergiſch-Märkiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 48 S. 393, ausgegeben den 3. Dezember 1881 ; 

2) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 9. November 1881, betreffend 
den Bau und Betrieb einer normalſpurigen Eiſenbahn untergeordneter 
Bedeutung von Homberg nach Mörs durch die Bergiſch⸗Märkiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 48 S. 393/94, ausgegeben den 3. Dezember 1881; 

3) das unterm 15. Februar 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Exiner Ent⸗ und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 14 S. 113 bis 116 „ausgegeben 
den 7. April 1882; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. April 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Unternehmer des von den Gemeinden und 
Domänen Schlanſtedt und Eilenſtedt im Kreiſe Oſchersleben beſchloſſenen 
chauſſeemäßigen Ausbaus des Kommunikationsweges zwiſchen den genannten 
Ortſchaften, ſowie des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſee⸗ 
geldes auf dieſer Straße an den Kreis Oſchersleben, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 23 S. 177 „ausgegeben den 
10. Juni 1882; 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. April 1882, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der in Gemäßheit des Allerhöchſten Privilegiums vom 
10. September 1866 von dem Aufhalt-Glauchower Deichverbande aus⸗ 
gegebenen Inhaber⸗Obligationen auf vier Prozent, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 23 S. 133, ausgegeben den 
10. Juni 1882; 

6) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Mai 1882, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der auf Grund der Allerhöchſten Erlaſſe vom 19. April 1869 
und 24. März 1873 ſeitens des Provinzialverbandes der Rheinprovinz 
ausgegebenen Anleiheſcheine von viereinhalb auf vier Prozent, durch die 
Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 26 S. 129, ausgegeben den 
22. Juni 1882, 

der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 25 S. 199, ausgegeben 
den 24. Juni 1882, = 
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der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 25 S. 119, ausgegeben den 
21. Juni 1882, 

der Königl. Regierung zu Trier Nr. 25 S. 189/90, ausgegeben den 
23. Juni 1882, N 

der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 26 S. 181, ausgegeben den 
22. Juni 1882; 


7) das unterm 1. Mai 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Meliorationsgenoſſenſchaft der Pinnau-Niederung im Kreiſe Pinneberg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 26 S. 238 
bis 242, ausgegeben den 17. Juni 1882; 


8) das unterm 8. Mai 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- und 
Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Jankendorf in den Kreiſen Kolmar i. P. 
und Obornik durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg 
Nr. 24, außerordentliche Beilage, ausgegeben den 16. Juni 1882, 


9) das unterm 10. Mai 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Deich— 
genoſſenſchaft Preußiſch Königsdorf-Sparau im Kreiſe Marienburg durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 25 S. 169 bis 172, 
ausgegeben den 24. Juni 1882; 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Mai 1882, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen 
Chauſſeegeldes an den Kreis Oberbarnim für die zu erbauende Chauſſee 
von Schöpfurth bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Marienwerder 
im Kreiſe Niederbarnim, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam Nr. 26 S. 251, ausgegeben den 30. Juni 1882; 


11) das unterm 17. Mai 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge 
noſſenſchaft zur Regulirung des Schottkowkafluſſes durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 23, 2. Extrabeilage, ausgegeben 
den 9. Juni 1882. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


